
Verordnung
über Informationspflichten bei Versicherungsverträgen
(VVG-Informationspflichtenverordnung – VVG-InfoV)*)

Vom 18. Dezember 2007

Auf Grund des § 7 Abs. 2 und 3 des Versicherungs-
vertragsgesetzes vom 23. November 2007 (BGBl. I
S. 2631) verordnet das Bundesministerium der Justiz
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der
Finanzen und im Benehmen mit dem Bundesministe-
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz:

§ 1

Informationspflichten
bei allen Versicherungszweigen

(1) Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer
gemäß § 7 Abs. 1 Satz 1 des Versicherungsvertragsge-
setzes folgende Informationen zur Verfügung zu stellen:

1. die Identität des Versicherers und der etwaigen Nie-
derlassung, über die der Vertrag abgeschlossen
werden soll; anzugeben ist auch das Handelsregis-
ter, bei dem der Rechtsträger eingetragen ist, und
die zugehörige Registernummer;

2. die Identität eines Vertreters des Versicherers in
dem Mitgliedstaat der Europäischen Union, in dem
der Versicherungsnehmer seinen Wohnsitz hat,
wenn es einen solchen Vertreter gibt, oder die Iden-
tität einer anderen gewerblich tätigen Person als
dem Anbieter, wenn der Versicherungsnehmer mit
dieser geschäftlich zu tun hat, und die Eigenschaft,
in der diese Person gegenüber dem Versicherungs-
nehmer tätig wird;

3. die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und
jede andere Anschrift, die für die Geschäftsbezie-
hung zwischen dem Versicherer, seinem Vertreter
oder einer anderen gewerblich tätigen Person ge-
mäß Nummer 2 und dem Versicherungsnehmer
maßgeblich ist, bei juristischen Personen, Perso-
nenvereinigungen oder -gruppen auch den Namen
eines Vertretungsberechtigten;

4. die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers;

5. Angaben über das Bestehen eines Garantiefonds
oder anderer Entschädigungsregelungen, die nicht
unter die Richtlinie 94/19/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 30. Mai 1994 über
Einlagensicherungssysteme (ABl. EG Nr. L 135 S. 5)
und die Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 3. März 1997 über Sys-

teme für die Entschädigung der Anleger (ABl. EG
Nr. L 84 S. 22) fallen; Name und Anschrift des Ga-
rantiefonds sind anzugeben;

6. a) die für das Versicherungsverhältnis geltenden
Allgemeinen Versicherungsbedingungen ein-
schließlich der Tarifbestimmungen;

b) die wesentlichen Merkmale der Versicherungs-
leistung, insbesondere Angaben über Art, Um-
fang und Fälligkeit der Leistung des Versiche-
rers;

7. den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich
aller Steuern und sonstigen Preisbestandteile, wo-
bei die Prämien einzeln auszuweisen sind, wenn
das Versicherungsverhältnis mehrere selbständige
Versicherungsverträge umfassen soll, oder, wenn
ein genauer Preis nicht angegeben werden kann,
Angaben zu den Grundlagen seiner Berechnung,
die dem Versicherungsnehmer eine Überprüfung
des Preises ermöglichen;

8. gegebenenfalls zusätzlich anfallende Kosten unter
Angabe des insgesamt zu zahlenden Betrages so-
wie mögliche weitere Steuern, Gebühren oder Kos-
ten, die nicht über den Versicherer abgeführt oder
von ihm in Rechnung gestellt werden; anzugeben
sind auch alle Kosten, die dem Versicherungsneh-
mer für die Benutzung von Fernkommunikations-
mitteln entstehen, wenn solche zusätzlichen Kos-
ten in Rechnung gestellt werden;

9. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfül-
lung, insbesondere zur Zahlungsweise der Prämien;

10. die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfü-
gung gestellten Informationen, beispielsweise die
Gültigkeitsdauer befristeter Angebote, insbeson-
dere hinsichtlich des Preises;

11. gegebenenfalls den Hinweis, dass sich die Finanz-
dienstleistung auf Finanzinstrumente bezieht, die
wegen ihrer spezifischen Merkmale oder der durch-
zuführenden Vorgänge mit speziellen Risiken be-
haftet sind, oder deren Preis Schwankungen auf
dem Finanzmarkt unterliegt, auf die der Versicherer
keinen Einfluss hat, und dass in der Vergangenheit
erwirtschaftete Beträge kein Indikator für künftige
Erträge sind; die jeweiligen Umstände und Risiken
sind zu bezeichnen;

12. Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt,
insbesondere über den Beginn der Versicherung
und des Versicherungsschutzes sowie die Dauer
der Frist, während der der Antragsteller an den An-
trag gebunden sein soll;

13. das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufs-
rechts sowie die Bedingungen, Einzelheiten der
Ausübung, insbesondere Namen und Anschrift der-
jenigen Person, gegenüber der der Widerruf zu er-

*) Die Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 92/49/EWG des
Rates vom 18. Juni 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften für die Direktversicherung (mit Ausnahme der Le-
bensversicherung) sowie zur Änderung der Richtlinien 73/239/EWG
(ABl. EG Nr. L 228 S. 1), der Richtlinie 2002/65/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 23. September 2002 über den Fern-
absatz von Finanzdienstleistungen an Verbraucher und zur Änderung
der Richtlinie 90/619/EWG des Rates und der Richtlinien 97/7/EG
und 98/27/EG (ABl. EG Nr. L 271 S. 16) sowie der Richtlinie 2002/
83/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Novem-
ber 2002 über Lebensversicherungen (ABl. EG Nr. L 345 S. 1).

3004 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2007 Teil I Nr. 66, ausgegeben zu Bonn am 21. Dezember 2007



klären ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs ein-
schließlich Informationen über den Betrag, den der
Versicherungsnehmer im Falle des Widerrufs gege-
benenfalls zu zahlen hat;

14. Angaben zur Laufzeit und gegebenenfalls zur Min-
destlaufzeit des Vertrages;

15. Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbeson-
dere zu den vertraglichen Kündigungsbedingungen
einschließlich etwaiger Vertragsstrafen;

16. die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren
Recht der Versicherer der Aufnahme von Beziehun-
gen zum Versicherungsnehmer vor Abschluss des
Versicherungsvertrages zugrunde legt;

17. das auf den Vertrag anwendbare Recht, eine Ver-
tragsklausel über das auf den Vertrag anwendbare
Recht oder über das zuständige Gericht;

18. die Sprachen, in welchen die Vertragsbedingungen
und die in dieser Vorschrift genannten Vorabinfor-
mationen mitgeteilt werden, sowie die Sprachen, in
welchen sich der Versicherer verpflichtet, mit Zu-
stimmung des Versicherungsnehmers die Kommu-
nikation während der Laufzeit dieses Vertrages zu
führen;

19. einen möglichen Zugang des Versicherungsneh-
mers zu einem außergerichtlichen Beschwerde-
und Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls
die Voraussetzungen für diesen Zugang; dabei ist
ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass die Mög-
lichkeit für den Versicherungsnehmer, den Rechts-
weg zu beschreiten, hiervon unberührt bleibt;

20. Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde sowie die Möglichkeit einer Beschwerde bei
dieser Aufsichtsbehörde.

(2) Soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Ver-
tragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Ver-
sicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informa-
tionen nach Absatz 1 Nr. 3, 13 und 15 einer hervor-
gehobenen und deutlich gestalteten Form.

§ 2

Informationspflichten bei
der Lebensversicherung, der

Berufsunfähigkeitsversicherung und der
Unfallversicherung mit Prämienrückgewähr

(1) Bei der Lebensversicherung hat der Versicherer
dem Versicherungsnehmer gemäß § 7 Abs. 1 Satz 1
des Versicherungsvertragsgesetzes zusätzlich zu den
in § 1 Abs. 1 genannten Informationen die folgenden
Informationen zur Verfügung zu stellen:

1. Angaben zur Höhe der in die Prämie einkalkulierten
Kosten; dabei sind die einkalkulierten Abschlusskos-
ten als einheitlicher Gesamtbetrag und die übrigen
einkalkulierten Kosten als Anteil der Jahresprämie
unter Angabe der jeweiligen Laufzeit auszuweisen;

2. Angaben zu möglichen sonstigen Kosten, insbeson-
dere zu Kosten, die einmalig oder aus besonderem
Anlass entstehen können;

3. Angaben über die für die Überschussermittlung und
Überschussbeteiligung geltenden Berechnungs-
grundsätze und Maßstäbe;

4. Angabe der in Betracht kommenden Rückkaufs-
werte;

5. Angaben über den Mindestversicherungsbetrag für
eine Umwandlung in eine prämienfreie oder eine prä-
mienreduzierte Versicherung und über die Leistun-
gen aus einer prämienfreien oder prämienreduzier-
ten Versicherung;

6. das Ausmaß, in dem die Leistungen nach den Num-
mern 4 und 5 garantiert sind;

7. bei fondsgebundenen Versicherungen Angaben über
die der Versicherung zugrunde liegenden Fonds und
die Art der darin enthaltenen Vermögenswerte;

8. allgemeine Angaben über die für diese Versiche-
rungsart geltende Steuerregelung.

(2) Die Angaben nach Absatz 1 Nr. 1, 2, 4 und 5 ha-
ben in Euro zu erfolgen. Bei Absatz 1 Nr. 6 gilt Satz 1
mit der Maßgabe, dass das Ausmaß der Garantie in
Euro anzugeben ist.

(3) Die vom Versicherer zu übermittelnde Modell-
rechnung im Sinne von § 154 Abs. 1 des Versiche-
rungsvertragsgesetzes ist mit folgenden Zinssätzen
darzustellen:

1. dem Höchstrechnungszinssatz, multipliziert mit
1,67,

2. dem Zinssatz nach Nummer 1 zuzüglich eines Pro-
zentpunktes und

3. dem Zinssatz nach Nummer 1 abzüglich eines Pro-
zentpunktes.

(4) Auf die Berufsunfähigkeitsversicherung sind die
Absätze 1 und 2 entsprechend anzuwenden. Darüber
hinaus ist darauf hinzuweisen, dass der in den Versi-
cherungsbedingungen verwendete Begriff der Berufs-
unfähigkeit nicht mit dem Begriff der Berufsunfähigkeit
oder der Erwerbsminderung im sozialrechtlichen Sinne
oder dem Begriff der Berufsunfähigkeit im Sinne der
Versicherungsbedingungen in der Krankentagegeldver-
sicherung übereinstimmt.

(5) Auf die Unfallversicherung mit Prämienrückge-
währ sind Absatz 1 Nr. 3 bis 8 und Absatz 2 entspre-
chend anzuwenden.

§ 3

Informationspflichten
bei der Krankenversicherung

(1) Bei der substitutiven Krankenversicherung (§ 12
Abs. 1 des Versicherungsaufsichtsgesetzes) hat der
Versicherer dem Versicherungsnehmer gemäß § 7
Abs. 1 Satz 1 des Versicherungsvertragsgesetzes zu-
sätzlich zu den in § 1 Abs. 1 genannten Informationen
folgende Informationen zur Verfügung zu stellen:

1. Angaben zur Höhe der in die Prämie einkalkulierten
Kosten; dabei sind die einkalkulierten Abschlusskos-
ten als einheitlicher Gesamtbetrag und die übrigen
einkalkulierten Kosten als Anteil der Jahresprämie
unter Angabe der jeweiligen Laufzeit auszuweisen;

2. Angaben zu möglichen sonstigen Kosten, insbeson-
dere zu Kosten, die einmalig oder aus besonderem
Anlass entstehen können;

3. Angaben über die Auswirkungen steigender Krank-
heitskosten auf die zukünftige Beitragsentwicklung;

4. Hinweise auf die Möglichkeiten zur Beitragsbegren-
zung im Alter, insbesondere auf die Möglichkeiten
eines Wechsels in den Standardtarif oder Basistarif
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oder in andere Tarife gemäß § 204 des Versiche-
rungsvertragsgesetzes und der Vereinbarung von
Leistungsausschlüssen, sowie auf die Möglichkeit
einer Prämienminderung gemäß § 12 Abs. 1c des
Versicherungsaufsichtsgesetzes;

5. einen Hinweis, dass ein Wechsel von der privaten in
die gesetzliche Krankenversicherung in fortgeschrit-
tenem Alter in der Regel ausgeschlossen ist;

6. einen Hinweis, dass ein Wechsel innerhalb der priva-
ten Krankenversicherung in fortgeschrittenem Alter
mit höheren Beiträgen verbunden sein kann und ge-
gebenenfalls auf einen Wechsel in den Standardtarif
oder Basistarif beschränkt ist;

7. eine Übersicht über die Beitragsentwicklung im Zeit-
raum der dem Angebot vorangehenden zehn Jahre;
anzugeben ist, welcher monatliche Beitrag in den
dem Angebot vorangehenden zehn Jahren jeweils
zu entrichten gewesen wäre, wenn der Versiche-
rungsvertrag zum damaligen Zeitpunkt von einer
Person gleichen Geschlechts wie der Antragsteller
mit Eintrittsalter von 35 Jahren abgeschlossen wor-
den wäre; besteht der angebotene Tarif noch nicht
seit zehn Jahren, so ist auf den Zeitpunkt der Ein-
führung des Tarifs abzustellen, und es ist darauf hin-
zuweisen, dass die Aussagekraft der Übersicht we-
gen der kurzen Zeit, die seit der Einführung des Ta-
rifs vergangen ist, begrenzt ist; ergänzend ist die
Entwicklung eines vergleichbaren Tarifs, der bereits
seit zehn Jahren besteht, darzustellen.

(2) Die Angaben zu Absatz 1 Nr. 1, 2 und 7 haben in
Euro zu erfolgen.

§ 4

Produktinformationsblatt

(1) Ist der Versicherungsnehmer ein Verbraucher, so
hat der Versicherer ihm ein Produktinformationsblatt zur
Verfügung zu stellen, das diejenigen Informationen ent-
hält, die für den Abschluss oder die Erfüllung des Ver-
sicherungsvertrages von besonderer Bedeutung sind.

(2) Informationen im Sinne des Absatzes 1 sind:

1. Angaben zur Art des angebotenen Versicherungs-
vertrages;

2. eine Beschreibung des durch den Vertrag versicher-
ten Risikos und der ausgeschlossenen Risiken;

3. Angaben zur Höhe der Prämie in Euro, zur Fälligkeit
und zum Zeitraum, für den die Prämie zu entrichten
ist, sowie zu den Folgen unterbliebener oder verspä-
teter Zahlung;

4. Hinweise auf im Vertrag enthaltene Leistungsaus-
schlüsse;

5. Hinweise auf bei Vertragsschluss zu beachtende
Obliegenheiten und die Rechtsfolgen ihrer Nichtbe-
achtung;

6. Hinweise auf während der Laufzeit des Vertrages zu
beachtende Obliegenheiten und die Rechtsfolgen ih-
rer Nichtbeachtung;

7. Hinweise auf bei Eintritt des Versicherungsfalles zu
beachtende Obliegenheiten und die Rechtsfolgen ih-
rer Nichtbeachtung;

8. Angabe von Beginn und Ende des Versicherungs-
schutzes;

9. Hinweise zu den Möglichkeiten einer Beendigung
des Vertrages.

(3) Bei der Lebensversicherung mit Überschussbe-
teiligung ist Absatz 2 Nr. 2 mit der Maßgabe anzuwen-
den, dass zusätzlich auf die vom Versicherer zu über-
mittelnde Modellrechnung gemäß § 154 Abs. 1 des Ver-
sicherungsvertragsgesetzes hinzuweisen ist.

(4) Bei der Lebensversicherung, der Berufsunfähig-
keitsversicherung und der Krankenversicherung ist Ab-
satz 2 Nr. 3 mit der Maßgabe anzuwenden, dass die
Abschluss- und Vertriebskosten (§ 2 Abs. 1 Nr. 1, § 3
Abs. 1 Nr. 1) sowie die sonstigen Kosten (§ 2 Abs. 1
Nr. 2, § 3 Abs. 1 Nr. 2) jeweils in Euro gesondert aus-
zuweisen sind.

(5) Das Produktinformationsblatt ist als solches zu
bezeichnen und den anderen zu erteilenden Informatio-
nen voranzustellen. Die nach den Absätzen 1 und 2
mitzuteilenden Informationen müssen in übersichtlicher
und verständlicher Form knapp dargestellt werden; der
Versicherungsnehmer ist darauf hinzuweisen, dass die
Informationen nicht abschließend sind. Die in Absatz 2
vorgegebene Reihenfolge ist einzuhalten. Soweit die In-
formationen den Inhalt der vertraglichen Vereinbarung
betreffen, ist auf die jeweils maßgebliche Bestimmung
des Vertrages oder der dem Vertrag zugrunde liegen-
den Allgemeinen Versicherungsbedingungen hinzuwei-
sen.

§ 5

Informationspflichten
bei Telefongesprächen

(1) Nimmt der Versicherer mit dem Versicherungs-
nehmer telefonischen Kontakt auf, muss er seine Iden-
tität und den geschäftlichen Zweck des Kontakts be-
reits zu Beginn eines jeden Gesprächs ausdrücklich
offenlegen.

(2) Bei Telefongesprächen hat der Versicherer dem
Versicherungsnehmer aus diesem Anlass nur die Infor-
mationen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 6 Buchstabe b,
Nr. 7 bis 10 und 12 bis 14 mitzuteilen. Satz 1 gilt nur,
wenn der Versicherer den Versicherungsnehmer darü-
ber informiert hat, dass auf Wunsch weitere Informa-
tionen mitgeteilt werden können und welcher Art diese
Informationen sind, und der Versicherungsnehmer aus-
drücklich auf die Mitteilung der weiteren Informationen
zu diesem Zeitpunkt verzichtet.

(3) Die in §§ 1 bis 4 vorgesehenen Informations-
pflichten bleiben unberührt.

§ 6

Informationspflichten
während der Laufzeit des Vertrages

(1) Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer
während der Laufzeit des Versicherungsvertrages fol-
gende Informationen mitzuteilen:

1. jede Änderung der Identität oder der ladungsfähigen
Anschrift des Versicherers und der etwaigen Nieder-
lassung, über die der Vertrag abgeschlossen worden
ist;

2. Änderungen bei den Angaben nach § 1 Abs. 1 Nr. 6
Buchstabe b, Nr. 7 bis 9 und 14 sowie nach § 2
Abs. 1 Nr. 3 bis 7, sofern sie sich aus Änderungen
von Rechtsvorschriften ergeben;
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3. soweit nach dem Vertrag eine Überschussbeteili-
gung vorgesehen ist, alljährlich eine Information
über den Stand der Überschussbeteiligung sowie In-
formationen darüber, inwieweit diese Überschussbe-
teiligung garantiert ist; dies gilt nicht für die Kran-
kenversicherung.

(2) Bei der substitutiven Krankenversicherung nach
§ 12 Abs. 1 des Versicherungsaufsichtsgesetzes hat
der Versicherer bei jeder Prämienerhöhung unter Beifü-
gung des Textes der gesetzlichen Regelung auf die
Möglichkeit des Tarifwechsels (Umstufung) gemäß
§ 204 des Versicherungsvertragsgesetzes hinzuweisen.
Bei Versicherten, die das 60. Lebensjahr vollendet ha-
ben, ist der Versicherungsnehmer auf Tarife, die einen
gleichartigen Versicherungsschutz wie die bisher ver-
einbarten Tarife bieten und bei denen eine Umstufung
zu einer Prämienreduzierung führen würde, hinzuwei-
sen. Der Hinweis muss solche Tarife enthalten, die bei
verständiger Würdigung der Interessen des Versiche-
rungsnehmers für eine Umstufung besonders in Be-
tracht kommen. Zu den in Satz 2 genannten Tarifen
zählen jedenfalls diejenigen Tarife mit Ausnahme des
Basistarifs, die jeweils im abgelaufenen Geschäftsjahr
den höchsten Neuzugang, gemessen an der Zahl der
versicherten Personen, zu verzeichnen hatten. Insge-
samt dürfen nicht mehr als zehn Tarife genannt werden.
Dabei ist jeweils anzugeben, welche Prämien für die

versicherten Personen im Falle eines Wechsels in den
jeweiligen Tarif zu zahlen wären. Darüber hinaus ist auf
die Möglichkeit eines Wechsels in den Standardtarif
oder Basistarif hinzuweisen. Dabei sind die Vorausset-
zungen des Wechsels in den Standardtarif oder Basis-
tarif, die in diesem Falle zu entrichtende Prämie sowie
die Möglichkeit einer Prämienminderung im Basistarif
gemäß § 12 Abs. 1c des Versicherungsaufsichtsgeset-
zes mitzuteilen. Auf Anfrage ist dem Versicherungsneh-
mer der Übertragungswert gemäß § 12 Abs. 1 Nr. 5 des
Versicherungsaufsichtsgesetzes anzugeben; ab dem
1. Januar 2013 ist der Übertragungswert jährlich mitzu-
teilen.

§ 7

Übergangsvorschrift; Inkrafttreten

(1) Der Versicherer kann die in dieser Verordnung be-
stimmten Informationspflichten bis zum 30. Juni 2008
auch dadurch erfüllen, dass er nach den Vorgaben des
bis zum 31. Dezember 2007 geltenden Rechts infor-
miert.

(2) § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2, § 3 Abs. 1 Nr. 1
und 2 und Abs. 2 sowie § 4 treten am 1. Juli 2008 in
Kraft. Im Übrigen tritt diese Verordnung am 1. Januar
2008 in Kraft.

Berlin, den 18. Dezember 2007

D i e B u n d e sm i n i s t e r i n d e r J u s t i z
B r i g i t t e Z y p r i e s
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